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Antrag

der Fraktion der CDU und der Fraktion der SPD

Fünfundzwanzigstes Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und
Ordnungsgesetzes

Das Abgeordnetenhaus wolle beschließen:

Fünfundzwanzigstes Gesetz
zur Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

Artikel 1
Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes

Das Allgemeine Sicherheits- und Ordnungsgesetz in der Fassung vom 11. Oktober 2006
(GVBl. S. 930), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember 2024 (GVBl.
S. 614) geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. § 25a Absatz 15 wird aufgehoben.

2. § 25b Absatz 8 wird aufgehoben.
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Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung im Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin
in Kraft.

Begründung:

Im Anschluss an das Gesetz zur Änderung des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
und weiterer Rechtsvorschriften vom 20. Dezember 2023 (GVBl. S. 459) bereiten die Koaliti-
onsfraktionen eine umfassende Reform des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes
vor. Im Zuge dieser Reform sollen auch die Regelungen zur Telekommunikationsüberwachung,
§ 25a ASOG, und zur Standortermittlung von Telekommunikationsendgeräten, § 25b ASOG,
überarbeitet werden.

Diese beiden Vorschriften treten allerdings jeweils mit Ablauf des 1. April 2025 außer Kraft,
§ 25a Absatz 15 Satz 1 und § 25b Absatz 8 Satz 1 ASOG.

Sowohl die Telekommunikationsüberwachung als auch die Standortermittlung von Telekom-
munikationsendgeräten sind wichtige und unverzichtbare Instrumente der polizeilichen Arbeit;
vgl. zuletzt

– den Bericht des Senats über die im Jahr 2023 nach § 25a Absatz 1 Satz 1 und Absatz 3
Satz 1 des Allgemeinen Sicherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG) getroffenen Maßnah-
men vom 26. April 2024, Drucksache 19/1732, sowie

– den Bericht des Senats über die im Jahr 2023 nach § 25b Absatz 3 des Allgemeinen Si-
cherheits- und Ordnungsgesetzes (ASOG) getroffenen Maßnahmen vom 3. Juli 2024,
Drucksache 19/1855.

Es muss vermieden werden, dass diese Instrumente ab dem 2. April 2025 nicht mehr zur Ver-
fügung stehen und sogar laufende Maßnahmen abgebrochen werden, obwohl insoweit – bei
§ 25a ASOG sogar gerichtlich bestätigt - die entsprechend gewichtigen Gefahren für die öffent-
liche Sicherheit bestehen.

Im Vorgriff auf die in Arbeit befindliche ASOG-Reform sind daher die Befristungen in § 25a
Absatz 15 Satz 1 ASOG sowie in § 25b Absatz 8 Satz 1 ASOG unverzüglich aufzuheben, bevor
sie mit Ablauf des 1. April 2025 wirksam werden.

In die Aufhebung sollen auch § 25a Absatz 15 Satz 2 und 3 ASOG sowie § 25b Absatz 8 Satz 2
und 3 ASOG einbezogen werden. Dort ist eine Evaluation der bis zum 1. April 2025 befristeten
Telekommunikationsüberwachung bzw. der Standortermittlung von Telekommunikationsend-
geräten vorgesehen. Es war aus verschiedenen Gründen, u.a. wegen der hohen Anforderungen
an eine Sicherheitsüberprüfung der vorgesehenen unabhängigen wissenschaftlichen Sachver-
ständigen, nicht möglich, die Evaluation durchzuführen. Andererseits hat die Praxis erwiesen,
dass beide Maßnahmen in der polizeilichen Arbeit benötigt werden; vgl. hierzu nochmals die
oben angeführten Berichte des Senats.
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Aus diesen Gründen sind § 25a Absatz 15 ASOG sowie § 25b Absatz 8 ASOG jeweils insge-
samt aufzuheben.

Berlin, 26.02.2025

Stettner   Dregger   Herrmann
und die übrigen Mitglieder

der Fraktion der CDU

Saleh   Matz
und die übrigen Mitglieder

der Fraktion der SPD

Synopse

Allgemeines Sicherheits- und Ordnungsgesetz
in der Fassung vom 11. Oktober 2006 (GVBl. S. 930), zu-
letzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 11. Dezember
2024 (GVBl. S. 614)

Auszug

Änderungen gemäß diesem Gesetzesantrag

§ 25a
Telekommunikationsüberwachung

(1) Die Polizei kann ohne Wissen der betroffenen Person
die Telekommunikation einer Person überwachen und auf-
zeichnen,

1. die entsprechend §§ 13 oder 14 verantwortlich ist, und
dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr für den Bestand
oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für
Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder Sachen von be-
deutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse
liegt, geboten ist,

2. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine zu-
mindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine terroristi-
sche Straftat begehen wird, oder

3. deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrschein-
lichkeit begründet, dass sie innerhalb eines übersehbaren
Zeitraums eine terroristische Straftat begehen wird

und die Abwehr der Gefahr oder Verhütung der Straftaten
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert
wäre. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn
andere Personen unvermeidbar betroffen werden.

§ 25a
Telekommunikationsüberwachung

(1) Die Polizei kann ohne Wissen der betroffenen Person
die Telekommunikation einer Person überwachen und auf-
zeichnen,

1. die entsprechend §§ 13 oder 14 verantwortlich ist, und
dies zur Abwehr einer dringenden Gefahr für den Bestand
oder die Sicherheit des Bundes oder eines Landes oder für
Leib, Leben oder Freiheit einer Person oder Sachen von be-
deutendem Wert, deren Erhaltung im öffentlichen Interesse
liegt, geboten ist,

2. bei der bestimmte Tatsachen die Annahme rechtfertigen,
dass sie innerhalb eines übersehbaren Zeitraums auf eine
zumindest ihrer Art nach konkretisierte Weise eine terroris-
tische Straftat begehen wird, oder

3. deren individuelles Verhalten die konkrete Wahrschein-
lichkeit begründet, dass sie innerhalb eines übersehbaren
Zeitraums eine terroristische Straftat begehen wird

und die Abwehr der Gefahr oder Verhütung der Straftaten
auf andere Weise aussichtslos oder wesentlich erschwert
wäre. Die Maßnahme darf auch durchgeführt werden, wenn
andere Personen unvermeidbar betroffen werden.
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(2) Terroristische Straftaten im Sinne von Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 und 3 sind Straftaten, die in § 129a Absatz 1 o-
der 2 des Strafgesetzbuchs bezeichnet sind, im In- oder Aus-
land begangen werden und die dazu bestimmt sind,

1. die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,

2. eine Behörde oder eine internationale Organisation
rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu
nötigen oder

3. die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen
oder sozialen Grundstrukturen eines Staates, eines Landes
oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder
erheblich zu beeinträchtigen,

und die durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkun-
gen einen Staat, ein Land oder eine internationale Organisa-
tion erheblich schädigen können.

(3) Soweit dies zur Vorbereitung oder Durchführung einer
Maßnahme nach Absatz 1 unerlässlich ist, kann die Polizei

1. von jedem, der geschäftsmäßig Telekommunikations-
dienste erbringt oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), Aus-
kunft verlangen über Bestandsdaten im Sinne der §§ 95, 111
des Telekommunikationsgesetzes (§ 113 Absatz 1 Satz 1
des Telekommunikationsgesetzes) einer in Absatz 1 Satz 1
genannten Person,

2. technische Mittel einsetzen, um die Gerätenummer der
von der in Absatz 1 Satz 1 genannten Person genutzten Mo-
bilfunkendgeräts und die Kartennummer der darin verwen-
deten Karte zu ermitteln.

Geräte- und Kartennummern Dritter dürfen bei Maßnahmen
nach Satz 1 Nummer 2 nur soweit und solange erhoben, ge-
speichert und mit anderen Geräte- und Kartennummern, die
zum Zweck der Vorbereitung oder Durchführung einer
Maßnahme nach Absatz 1 erhobenen wurden oder hätten er-
hoben werden können, abgeglichen werden, wie dies zur Er-
mittlung der von der in Absatz 1 Satz 1 genannten Person
verwendeten Geräte- oder Kartennummer unerlässlich ist.
Die erhobenen Daten Dritter sind danach unverzüglich zu
löschen; die Löschung ist zu protokollieren.

(4) Maßnahmen nach Absatz 1 und nach Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 bedürfen der richterlichen Anordnung, die von
der Polizeipräsidentin oder dem Polizeipräsidenten oder der
Vertretung im Amt zu beantragen ist. Zuständig ist das
Amtsgericht Tiergarten. Bei Gefahr im Verzug kann die An-
ordnung durch die Polizeipräsidentin oder den Polizeipräsi-
denten oder die Vertretung im Amt getroffen werden. Die
richterliche Bestätigung der Anordnung ist in diesem Fall
unverzüglich einzuholen. Die Anordnung tritt außer Kraft,
wenn sie nicht binnen drei Tagen richterlich bestätigt wird.
In diesem Fall dürfen die bereits erhobenen Daten nicht
mehr verwendet werden; diese Daten sind unverzüglich zu
löschen. Sind bereits Daten übermittelt worden, die nach
Satz 6 zu löschen sind, so ist die empfangende Stelle dar-
über zu unterrichten. Für das Verfahren gelten die Bestim-
mungen des Gesetzes über das Verfahren in Familiensachen
und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit
entsprechend. Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1 Nummer 1

(2) Terroristische Straftaten im Sinne von Absatz 1 Satz 1
Nummer 2 und 3 sind Straftaten, die in § 129a Absatz 1 o-
der 2 des Strafgesetzbuchs bezeichnet sind, im In- oder
Ausland begangen werden und die dazu bestimmt sind,

1. die Bevölkerung auf erhebliche Weise einzuschüchtern,

2. eine Behörde oder eine internationale Organisation
rechtswidrig mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt zu
nötigen oder

3. die politischen, verfassungsrechtlichen, wirtschaftlichen
oder sozialen Grundstrukturen eines Staates, eines Landes
oder einer internationalen Organisation zu beseitigen oder
erheblich zu beeinträchtigen,

und die durch die Art ihrer Begehung oder ihre Auswirkun-
gen einen Staat, ein Land oder eine internationale Organisa-
tion erheblich schädigen können.

(3) Soweit dies zur Vorbereitung oder Durchführung einer
Maßnahme nach Absatz 1 unerlässlich ist, kann die Polizei

1. von jedem, der geschäftsmäßig Telekommunikations-
dienste erbringt oder daran mitwirkt (Diensteanbieter), Aus-
kunft verlangen über Bestandsdaten im Sinne der §§ 95, 111
des Telekommunikationsgesetzes (§ 113 Absatz 1 Satz 1
des Telekommunikationsgesetzes) einer in Absatz 1 Satz 1
genannten Person,

2. technische Mittel einsetzen, um die Gerätenummer der
von der in Absatz 1 Satz 1 genannten Person genutzten Mo-
bilfunkendgeräts und die Kartennummer der darin verwen-
deten Karte zu ermitteln.

Geräte- und Kartennummern Dritter dürfen bei Maßnahmen
nach Satz 1 Nummer 2 nur soweit und solange erhoben, ge-
speichert und mit anderen Geräte- und Kartennummern, die
zum Zweck der Vorbereitung oder Durchführung einer
Maßnahme nach Absatz 1 erhobenen wurden oder hätten er-
hoben werden können, abgeglichen werden, wie dies zur Er-
mittlung der von der in Absatz 1 Satz 1 genannten Person
verwendeten Geräte- oder Kartennummer unerlässlich ist.
Die erhobenen Daten Dritter sind danach unverzüglich zu
löschen; die Löschung ist zu protokollieren.

(4) Maßnahmen nach Absatz 1 und nach Absatz 3 Satz 1
Nummer 2 bedürfen der richterlichen Anordnung, die von
der Polizeipräsidentin oder dem Polizeipräsidenten oder der
Vertretung im Amt zu beantragen ist. Zuständig ist das
Amtsgericht Tiergarten. Bei Gefahr im Verzug kann die
Anordnung durch die Polizeipräsidentin oder den Polizei-
präsidenten oder die Vertretung im Amt getroffen werden.
Die richterliche Bestätigung der Anordnung ist in diesem
Fall unverzüglich einzuholen. Die Anordnung tritt außer
Kraft, wenn sie nicht binnen drei Tagen richterlich bestätigt
wird. In diesem Fall dürfen die bereits erhobenen Daten
nicht mehr verwendet werden; diese Daten sind unverzüg-
lich zu löschen. Sind bereits Daten übermittelt worden, die
nach Satz 6 zu löschen sind, so ist die empfangende Stelle
darüber zu unterrichten. Für das Verfahren gelten die Best-
immungen des Gesetzes über das Verfahren in Familiensa-
chen und in den Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts-
barkeit entsprechend. Maßnahmen nach Absatz 3 Satz 1
Nummer 1 dürfen nur von der Polizeipräsidentin oder dem
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dürfen nur von der Polizeipräsidentin oder dem Polizeipräsi-
denten oder der Vertretung im Amt angeordnet werden. Die
Polizeipräsidentin oder der Polizeipräsident kann diese An-
ordnungsbefugnis auf die Leitung des Landeskriminalamtes
und ihre Vertretung im Amt übertragen.

(5) Im Antrag für eine Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3
und 4 sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit
möglich, mit Name und Anschrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu über-
wachenden Anschlusses oder des Endgeräts, sofern die An-
ordnung eine Maßnahme nach Absatz 1 betrifft,

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

4. der Sachverhalt sowie

5. eine Begründung.

(6) Die Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 4 ergeht
schriftlich. In ihr sind anzugeben

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit
möglich, mit Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

3. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu über-
wachenden Anschlusses oder des Endgeräts, sofern die An-
ordnung eine Maßnahme nach Absatz 1 betrifft,

4. die wesentlichen Gründe.

(7) Die Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 5 ist auf
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um
jeweils nicht mehr als drei weitere Monate ist auf Antrag
zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung fortbe-
stehen. Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht
mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vor,
dass durch eine Maßnahme nach Absatz 1 allein Erkennt-
nisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung er-
langt würden, ist die Maßnahme unzulässig. § 25 Absatz 4a
Satz 3 gilt entsprechend. Soweit im Rahmen von Maßnah-
men nach Absatz 1 neben einer automatischen Aufzeich-
nung eine unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maß-
nahme unverzüglich zu unterbrechen, soweit sich während
der Überwachung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben,
dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestaltung
zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit Zwei-
fel, darf nur eine automatische Aufzeichnung fortgesetzt
werden. Automatische Aufzeichnungen sind unverzüglich
dem anordnenden Gericht vorzulegen. Das Gericht entschei-
det unverzüglich über die Verwertbarkeit oder Löschung der
Daten. Bis zur Entscheidung durch das Gericht dürfen die
automatischen Aufzeichnungen nicht verwendet werden. Ist
die Maßnahme nach Satz 3 unterbrochen worden, so darf sie
für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzulässig ist, fortge-
führt werden. Erkenntnisse aus dem Kernbereich privater
Lebensgestaltung, die durch eine Maßnahme nach Absatz 1

Polizeipräsidenten oder der Vertretung im Amt angeordnet
werden. Die Polizeipräsidentin oder der Polizeipräsident
kann diese Anordnungsbefugnis auf die Leitung des Lan-
deskriminalamtes und ihre Vertretung im Amt übertragen.

(5) Im Antrag für eine Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3
und 4 sind anzugeben:

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit
möglich, mit Name und Anschrift,

2. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu über-
wachenden Anschlusses oder des Endgeräts, sofern die An-
ordnung eine Maßnahme nach Absatz 1 betrifft,

3. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

4. der Sachverhalt sowie

5. eine Begründung.

(6) Die Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 4 ergeht
schriftlich. In ihr sind anzugeben

1. die Person, gegen die sich die Maßnahme richtet, soweit
möglich, mit Name und Anschrift,

2. Art, Umfang und Dauer der Maßnahme,

3. die Rufnummer oder eine andere Kennung des zu über-
wachenden Anschlusses oder des Endgeräts, sofern die An-
ordnung eine Maßnahme nach Absatz 1 betrifft,

4. die wesentlichen Gründe.

(7) Die Anordnung nach Absatz 4 Satz 1, 3 und 5 ist auf
höchstens drei Monate zu befristen. Eine Verlängerung um
jeweils nicht mehr als drei weitere Monate ist auf Antrag
zulässig, soweit die Voraussetzungen der Anordnung fort-
bestehen. Liegen die Voraussetzungen der Anordnung nicht
mehr vor, ist die Maßnahme unverzüglich zu beenden.

(8) Liegen tatsächliche Anhaltspunkte für die Annahme vor,
dass durch eine Maßnahme nach Absatz 1 allein Erkennt-
nisse aus dem Kernbereich privater Lebensgestaltung er-
langt würden, ist die Maßnahme unzulässig. § 25 Absatz 4a
Satz 3 gilt entsprechend. Soweit im Rahmen von Maßnah-
men nach Absatz 1 neben einer automatischen Aufzeich-
nung eine unmittelbare Kenntnisnahme erfolgt, ist die Maß-
nahme unverzüglich zu unterbrechen, soweit sich während
der Überwachung tatsächliche Anhaltspunkte dafür ergeben,
dass Inhalte, die dem Kernbereich privater Lebensgestal-
tung zuzurechnen sind, erfasst werden. Bestehen insoweit
Zweifel, darf nur eine automatische Aufzeichnung fortge-
setzt werden. Automatische Aufzeichnungen sind unverzüg-
lich dem anordnenden Gericht vorzulegen. Das Gericht ent-
scheidet unverzüglich über die Verwertbarkeit oder Lö-
schung der Daten. Bis zur Entscheidung durch das Gericht
dürfen die automatischen Aufzeichnungen nicht verwendet
werden. Ist die Maßnahme nach Satz 3 unterbrochen wor-
den, so darf sie für den Fall, dass sie nicht nach Satz 1 unzu-
lässig ist, fortgeführt werden. Erkenntnisse aus dem Kern-
bereich privater Lebensgestaltung, die durch eine Maß-
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erlangt worden sind, dürfen nicht verwertet werden. Auf-
zeichnungen hierüber sind unverzüglich zu löschen. Die
Tatsachen der Erfassung der Daten und der Löschung sind
zu dokumentieren. Die Dokumentation darf ausschließlich
für Zwecke der Datenschutzkontrolle nach Absatz 12 ver-
wendet werden. Sie ist sechs Monate nach der Benachrichti-
gung oder Unterrichtung nach Absatz 13 oder sechs Monate
nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung über das end-
gültige Absehen von der Unterrichtung zu löschen. Ist die
Datenschutzkontrolle nach Ablauf der in Satz 13 genannten
Fristen noch nicht beendet, ist die Dokumentation bis zu ih-
rem Abschluss aufzubewahren.

(9) Bei der Erhebung von Daten nach Absatz 1 und Ab-
satz 3 sind zu protokollieren

1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel,

2. der Zeitpunkt des Einsatzes,

3. Angaben, die die Feststellung der erhobenen Daten er-
möglichen,

4. die Organisationseinheit, die die Maßnahmen durchführt
und

5. die Beteiligten der überwachten Telekommunikation oder
die Zielperson.

Die Protokolldaten dürfen nur verwendet werden für Zwe-
cke der Benachrichtigung oder Unterrichtung nach Ab-
satz 13 oder um der betroffenen Person oder einer dazu be-
fugten öffentlichen Stelle die Prüfung zu ermöglichen, ob
die Maßnahmen rechtmäßig durchgeführt worden sind, oder
für Zwecke der Evaluation nach Absatz 15 Satz 2. Sie sind
bis zu dem Abschluss der Kontrolle nach Absatz 12 aufzu-
bewahren und sodann automatisiert zu löschen, es sei denn,
dass sie für die in Satz 2 genannten Zwecke noch erforder-
lich sind.

(10) Die nach den Absätzen 1 und 3 erhobenen personenbe-
zogenen Daten sind wie folgt zu kennzeichnen:

1. Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschließ-
lich der Angabe, ob die Daten offen oder verdeckt erhoben
wurden,

2. Angabe der

a) Rechtsgüter, deren Schutz die Erhebung dient, oder

b) Straftaten, deren Verhütung die Erhebung dient, sowie

c) Stelle, die sie erhoben hat.

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 kann durch An-
gabe der Rechtsgrundlage ergänzt werden. Personenbezo-
gene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des
Satzes 1 gekennzeichnet sind, dürfen solange nicht weiter-
verarbeitet oder übermittelt werden, bis eine Kennzeichnung
entsprechend den Anforderungen des Satzes 1 erfolgt ist.
Bei Übermittlung an eine andere Stelle ist die empfangende
Stelle darauf hinzuweisen, dass die Kennzeichnung nach
Satz 1 aufrechtzuerhalten ist.

nahme nach Absatz 1 erlangt worden sind, dürfen nicht ver-
wertet werden. Aufzeichnungen hierüber sind unverzüglich
zu löschen. Die Tatsachen der Erfassung der Daten und der
Löschung sind zu dokumentieren. Die Dokumentation darf
ausschließlich für Zwecke der Datenschutzkontrolle nach
Absatz 12 verwendet werden. Sie ist sechs Monate nach der
Benachrichtigung oder Unterrichtung nach Absatz 13 oder
sechs Monate nach Erteilung der gerichtlichen Zustimmung
über das endgültige Absehen von der Unterrichtung zu lö-
schen. Ist die Datenschutzkontrolle nach Ablauf der in
Satz 13 genannten Fristen noch nicht beendet, ist die Doku-
mentation bis zu ihrem Abschluss aufzubewahren.

(9) Bei der Erhebung von Daten nach Absatz 1 und Ab-
satz 3 sind zu protokollieren

1. das zur Datenerhebung eingesetzte Mittel,

2. der Zeitpunkt des Einsatzes,

3. Angaben, die die Feststellung der erhobenen Daten er-
möglichen,

4. die Organisationseinheit, die die Maßnahmen durchführt
und

5. die Beteiligten der überwachten Telekommunikation oder
die Zielperson.

Die Protokolldaten dürfen nur verwendet werden für Zwe-
cke der Benachrichtigung oder Unterrichtung nach Ab-
satz 13 oder um der betroffenen Person oder einer dazu be-
fugten öffentlichen Stelle die Prüfung zu ermöglichen, ob
die Maßnahmen rechtmäßig durchgeführt worden sind, oder
für Zwecke der Evaluation nach Absatz 15 Satz 2. Sie sind
bis zu dem Abschluss der Kontrolle nach Absatz 12 aufzu-
bewahren und sodann automatisiert zu löschen, es sei denn,
dass sie für die in Satz 2 genannten Zwecke noch erforder-
lich sind.

(10) Die nach den Absätzen 1 und 3 erhobenen personenbe-
zogenen Daten sind wie folgt zu kennzeichnen:

1. Angabe des Mittels der Erhebung der Daten einschließ-
lich der Angabe, ob die Daten offen oder verdeckt erhoben
wurden,

2. Angabe der

a) Rechtsgüter, deren Schutz die Erhebung dient, oder

b) Straftaten, deren Verhütung die Erhebung dient, sowie

c) Stelle, die sie erhoben hat.

Die Kennzeichnung nach Satz 1 Nummer 1 kann durch An-
gabe der Rechtsgrundlage ergänzt werden. Personenbezo-
gene Daten, die nicht entsprechend den Anforderungen des
Satzes 1 gekennzeichnet sind, dürfen solange nicht weiter-
verarbeitet oder übermittelt werden, bis eine Kennzeich-
nung entsprechend den Anforderungen des Satzes 1 erfolgt
ist. Bei Übermittlung an eine andere Stelle ist die empfan-
gende Stelle darauf hinzuweisen, dass die Kennzeichnung
nach Satz 1 aufrechtzuerhalten ist.
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(11) Auf Grund der Anordnung einer Maßnahme nach den
Absätzen 1 und 3 hat jeder, der geschäftsmäßig Telekom-
munikationsdienste erbringt oder daran mitwirkt, der Polizei
die Maßnahme zu ermöglichen und die erforderlichen Aus-
künfte unverzüglich zu erteilen. Ob und in welchem Um-
fang hierfür Vorkehrungen zu treffen sind, bestimmt sich
nach dem Telekommunikationsgesetz und der Telekommu-
nikations-Überwachungsverordnung. Für die Entschädigung
der Diensteanbieter ist § 23 des Justizvergütungs- und -ent-
schädigungsgesetzes entsprechend anzuwenden.

(12) Die oder der Berliner Beauftragte für Datenschutz und
Informationsfreiheit führt bezüglich der Datenerhebungen
nach Absatz 1 und Absatz 3 mindestens alle zwei Jahre
Kontrollen durch.

(13) Über eine Maßnahme nach dieser Vorschrift sind zu
benachrichtigen im Falle

1. des Absatzes 1 die Beteiligten der überwachten Telekom-
munikation und

2. des Absatzes 3 Satz 1 Nummer 2 die Zielperson.

Die Benachrichtigung erfolgt, sobald dies ohne Gefährdung
des Zwecks der Maßnahme oder des Zwecks von Maßnah-
men gemäß der Strafprozessordnung möglich ist. Sie unter-
bleibt, wenn ihr überwiegende schutzwürdige Belange einer
betroffenen Person entgegenstehen. Die Benachrichtigung
einer Person gemäß Satz 1 Nummer 1, gegen die sich die
Maßnahme nicht gerichtet hat, kann zudem unterbleiben,
wenn diese von der Maßnahme nur unerheblich betroffen ist
und anzunehmen ist, dass sie kein Interesse an der Benach-
richtigung hat. Nachforschungen zur Identität einer solchen
Person sind nur vorzunehmen, wenn dies unter Berücksich-
tigung der Eingriffsintensität der Maßnahme gegenüber die-
ser Person, des Aufwands für die Feststellung ihrer Identität
sowie der daraus für diese oder andere Personen folgenden
Beeinträchtigungen geboten ist. § 25 Absatz 7 Satz 5 bis 9
gilt entsprechend.

(14) § 25 Absatz 10 gilt entsprechend; § 25 Absatz 8 gilt
entsprechend mit der Maßgabe, dass Unterlagen erst zu ver-
nichten sind, wenn sie auch für Zwecke der Evaluation nach
Absatz 15 Satz 2 nicht mehr erforderlich sind.

(15) Diese Regelung tritt mit Ablauf des 1. April 2025 außer
Kraft. Die Anwendung dieser Vorschrift wird durch unab-
hängige wissenschaftliche Sachverständige, die vom Senat
im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Aus-
schuss des Abgeordnetenhauses bestimmt werden, evaluiert;
für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken
der Evaluation gilt § 35 des Berliner Datenschutzgesetzes
entsprechend. Der Evaluationsbericht wird dem Abgeordne-
tenhaus vorgelegt.
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bleibt, wenn ihr überwiegende schutzwürdige Belange einer
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ser Person, des Aufwands für die Feststellung ihrer Identität
sowie der daraus für diese oder andere Personen folgenden
Beeinträchtigungen geboten ist. § 25 Absatz 7 Satz 5 bis 9
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(14) § 25 Absatz 10 gilt entsprechend; § 25 Absatz 8 gilt
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nichten sind, wenn sie auch für Zwecke der Evaluation nach
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(15) Diese Regelung tritt mit Ablauf des 1. April 2025 au-
ßer Kraft. Die Anwendung dieser Vorschrift wird durch un-
abhängige wissenschaftliche Sachverständige, die vom Se-
nat im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Aus-
schuss des Abgeordnetenhauses bestimmt werden, evaluiert;
für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken
der Evaluation gilt § 35 des Berliner Datenschutzgesetzes
entsprechend. Der Evaluationsbericht wird dem Abgeordne-
tenhaus vorgelegt.

§ 25b
Standortermittlung bei Telekommunikationsendgeräten

(1) Zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib oder
Leben einer Person können Polizei und Feuerwehr von je-
dem Diensteanbieter Auskunft über den Standort eines Tele-
kommunikationsendgerätes der gefährdeten Person verlan-
gen, wenn die Ermittlung des Aufenthaltsortes einer ver-
missten, suizidgefährdeten oder einen Notruf auslösenden
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gefährdeten hilflosen Person auf andere Weise aussichtslos
oder wesentlich erschwert wäre. Die Daten sind der Polizei
und der Feuerwehr unverzüglich zu übermitteln. Dritten
dürfen die Daten nur mit Zustimmung der betroffenen Per-
son zugänglich gemacht werden. § 108 Absatz 1 des Tele-
kommunikationsgesetzes bleibt unberührt.

(2) Unter den Voraussetzungen des Absatzes 1 können Poli-
zei und Feuerwehr technische Mittel einsetzen, um den
Standort eines von der vermissten, suizidgefährdeten oder
einen Notruf auslösenden gefährdeten hilflosen Person mit-
geführten Telekommunikationsendgerätes zu ermitteln.

(3) Unter den Voraussetzungen von § 25a Absatz 1 Satz 1
kann die Polizei von jedem Diensteanbieter Auskunft über
den Standort des Telekommunikationsendgerätes einer in je-
ner Vorschrift genannten Person verlangen. Die Daten sind
der Polizei unverzüglich zu übermitteln.

(4) Bei Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 dürfen per-
sonenbezogene Daten Dritter nur erhoben werden, wenn
dies aus technischen Gründen unvermeidbar ist. Sämtliche
nach den Absätzen 1 bis 3 erhobenen personenbezogenen
Daten sind nach Beendigung der Maßnahme unverzüglich
zu löschen.

(5) Maßnahmen nach den Absätzen 1 und 2 werden durch
eine Beamtin oder einen Beamten des höheren Dienstes an-
geordnet. Erforderlichkeit und Zweck der Maßnahme sind
durch die anordnende Beamtin oder den anordnenden Be-
amten zu dokumentieren.

(6) Für Maßnahmen nach Absatz 3 gilt § 25a Absatz 4, 5, 6,
9, 10, 12, Absatz 13 Satz 1 Nummer 2 und Satz 2 und 3 so-
wie Absatz 14 entsprechend.

(7) Für die Entschädigung der Diensteanbieter ist § 23 des
Justizvergütungs- und entschädigungsgesetzes entsprechend
anzuwenden.

(8) Die Absätze 3 und 6 treten mit Ablauf des 1. April 2025
außer Kraft. Die Anwendung dieser Absätze wird durch un-
abhängige wissenschaftliche Sachverständige, die vom Se-
nat im Einvernehmen mit dem für Inneres zuständigen Aus-
schuss des Abgeordnetenhauses bestimmt werden, evaluiert;
für die Verarbeitung personenbezogener Daten zu Zwecken
der Evaluation gilt § 35 des Berliner Datenschutzgesetzes
entsprechend. Der Evaluationsbericht wird dem Abgeordne-
tenhaus vorgelegt.
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